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Bundesrepublik Deutschland

(Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts Berlin)

„Vorlage zur Vorabentscheidung — Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts — Richtlinie 
2004/114/EG — Art. 6, 7 und 12 — Bedingungen für die Zulassung von Drittstaatsangehörigen zur 

Absolvierung eines Studiums — Verweigerung der Zulassung einer Person, die die von dieser Richtlinie 
vorgesehenen Bedingungen erfüllt — Ermessensspielraum der zuständigen Behörden“

Leitsätze – Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 10. September 2014

Grenzkontrollen, Asyl und Einwanderung — Einwanderungspolitik — Zulassung von 
Drittstaatsangehörigen zur Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an einem 
Schüleraustausch, einer unbezahlten Ausbildungsmaßnahme oder einem Freiwilligendienst — 
Richtlinie 2004/114 — Voraussetzungen — Verweigerung der Zulassung einer Person, die die von der 
Richtlinie vorgesehenen Bedingungen erfüllt — Unzulässigkeit — Ermessensspielraum der zuständigen 
Behörden

(Richtlinie 2004/114 des Rates, Art. 6, 7 und 12)

Art. 12 der Richtlinie 2004/114 über die Bedingungen für die Zulassung von Drittstaatsangehörigen zur 
Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an einem Schüleraustausch, einer unbezahlten 
Ausbildungsmaßnahme oder einem Freiwilligendienst ist dahin auszulegen, dass der betreffende 
Mitgliedstaat dazu verpflichtet ist, einen Drittstaatsangehörigen, der sich für mehr als drei Monate zu 
Studienzwecken in seinem Hoheitsgebiet aufhalten möchte, in sein Hoheitsgebiet zuzulassen, wenn 
dieser Drittstaatsangehörige die in den Art. 6 und 7 dieser Richtlinie abschließend aufgezählten 
Zulassungsbedingungen erfüllt und der Mitgliedstaat in seinem Fall keinen der in dieser Richtlinie 
ausdrücklich genannten Gründe geltend macht, die die Versagung eines Aufenthaltstitels 
rechtfertigen.

Der Beurteilungsspielraum, den die Richtlinie den Mitgliedstaaten bei der Prüfung von 
Zulassungsanträgen zuerkennt, bezieht sich nämlich allein auf die in den Art. 6 und 7 der Richtlinie 
vorgesehenen Bedingungen und in diesem Rahmen auf die Würdigung der Tatsachen, die für die 
Feststellung maßgeblich sind, ob die in den genannten Artikeln aufgezählten Bedingungen erfüllt sind, 
darunter insbesondere für die Feststellung, ob der Zulassung des Drittstaatsangehörigen Gründe 
entgegenstehen, aus denen sich eine Bedrohung für die öffentliche Ordnung, Sicherheit oder 
Gesundheit ergibt.

(vgl. Rn. 33, 36 und Tenor)
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